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Aufruhr
am Njelele-Schrein
Ruedi Lüthy

Jedes Jahr findet um diese Zeit in den Matopos-Hügeln im
Südwesten Simbabwes eine besondere Zeremonie statt. Dann
versammeln sich nämlich dort die Dorfältesten der Region zu-
sammen mit den sogenannten «Regenmachern» und pilgern,
in schwarze Kleider gehüllt, zum Njelele-Felsenheiligtum. Am
Fuss eines eindrücklichen Felshügels, der wie ein riesengros-
ser kahler Kopf aus der Erde herausragt, befindet sich eine
Höhle, wo nach uralter Überlieferung die Gottheit Mwari
wohnt, die den Regen herbeirufen kann. Das kommt nicht von
ungefähr; diese Gegend ist bekannt für ihre Trockenheit und
gelegentliche Dürren. Seit März ist kein Regen mehr gefallen,
und die ersten Regengüsse können frühestens Ende Oktober,
Anfang November erwartet werden. Und die entscheiden, ob
in den nächsten sechs Monaten der Hunger mit in der Hütte
sitzt. Es erstaunt deshalb nicht, dass die Bewohner dieser
Gegend das Njelele-Heiligtum mit grossem Respekt verehren,
unabhängig davon, ob sie – wie die Mehrheit – Christen sind
oder ausschliesslich den traditionellen Religionen angehören.
Der Zugang zu dem Heiligtum ist streng geregelt, eine Hierar-
chie von Vermittlern, die beim Hüter dieses Schreins endet,
muss befragt werden, um zugelassen zu werden.

In diesem Jahr war alles anders. Seit Anfang des Jahres pil-
gerten mehrmals zum Teil grosse Gruppen von Kriegsvetera-
nen zu diesem Schrein, um von ihren Vergehen, welche sie
während und nach dem Unabhängigkeitskrieg begangen hat-
ten, reingewaschen zu werden. Um das zu verstehen, muss
man kurz einen Blick in die Geschichte von Südrhodesien und
des frühen Simbabwe werfen. Von 1964 bis 1979 tobte hier ein
grausamer Bürgerkrieg. Im Wesentlichen ging es darum, die
Vorherrschaft der weissen Minderheit zu brechen. Dabei wur-
den auf allen Seiten unzählige Kriegsverbrechen gegen die
Zivilbevölkerung begangen.

Zwei Jahre nach der Unabhängigkeit, welche 1980 erreicht
wurde, kam es im Südwesten des Landes, das überwiegend
vom Volk der Ndebele bewohnt wird, erneut zu grausamen
Ausschreitungen gegen die Zivilbevölkerung. Premierminis-
ter Mugabe kündigte die «Notwendigkeit einer Miliz zur Be-
kämpfung von Missmut» an und liess eine ganze Brigade
durch nordkoreanische Soldaten ausbilden. Mehr als 20 000
Menschen wurden in den folgenden Monaten und Jahren um-
gebracht, und damit wurde der politische Widerstand der
Ndebele gegen die Vorherrschaft der Shona erstickt.

Im traditionellen Verständnis dieser Völker dürfen solche
Verbrechen nicht ungesühnt bleiben, sonst droht die Rache der
verstorbenen Opfer und der Ahnen. Anstelle eines Justizver-
fahrens kann eine Reinigungszeremonie durchgeführt werden,
um sich von den Sünden reinzuwaschen. Dafür braucht es aber
den Rat von spirituellen Medien. Im benachbarten Moçam-
bique, wo viele gefallene Soldaten begraben wurden, fanden
die Kriegsveteranen ein solches Medium, das ihnen den Rat
gab, Knochen der Verstorbenen und Steine aus der Gegend
nach Njelele zu bringen und sich an dieser heiligen Stätte rein-
zuwaschen. Aber die Veteranen hielten sich nicht an die not-
wendigen Zugangsrituale und drangen mehrmals unerlaubter-
weise in das Heiligtum ein und schändeten es damit.

Die Empörung bei den traditionellen Häuptlingen und
Wächtern des Schreins war verständlich, denn sie befürchte-
ten, dass die Gottheit Mwari nun auch die umliegenden Dör-
fer bestrafen und der Regen ausbleiben würde, was schlimme
Folgen für die Bevölkerung hätte. Es fanden viele Beratungen
mit lokalen Behörden und Häuptlingen statt, und es gab auch
Auseinandersetzungen mit politischen Vertretern, welche an-
geblich die Pilgerfahrten gutgeheissen hatten. Schliesslich
einigte man sich, dass der Njelele-Schrein geschlossen, geläu-
tert und von den Knochen gesäubert werden müsse. Ende
August fand diese dreitägige Zeremonie statt, und erst jetzt
kann die eigentliche Pilgerfahrt stattfinden, in der die Bevöl-
kerung um den dringend benötigten Regen bittet. Im Novem-
ber werden wir erfahren, ob Mwari zufriedengestellt wurde
und den Regen geschickt hat.

Ruedi Lüthy lebt seit neun Jahren in Harare, der Hauptstadt Simbabwes, wo er eine
Klinik für mittellose HIV-Patienten führt.
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Japan ist bekannt für sein aussergewöhnliches Arbeitsethos; wer – sei es auch ohne eigene Schuld – durchs Netz fällt, hat es
dort alles andere als leicht. Aber die schlechte Wirtschaftslage kostet auch immer mehr Japaner ihre Arbeitsstelle, und insbe-
sondere in den grossen Städten können sich manche von ihnen über kurz oder lang kein Zuhause mehr leisten. Die aus
Deutschland gebürtige und in der Schweiz aufgewachsene Fotografin Sibylle Feucht hat in Tokio ihre Lagerstätten aufgesucht.
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UND LESER
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Die Schwarzenbergs
und die Schweiz
Der von Stephan Templ im Feuilleton
(NZZ 19. 9. 12) geschilderte Restitu-
tionsfall Schwarzenberg verfügt über
mehrere Schnittpunkte mit der Schwei-
zer Diplomatie: Der Zugriff auf die Be-
sitztümer des mittelfränkischen Fürsten-
geschlechts Schwarzenberg, dessen Mit-
glieder seit Ende des 15. Jahrhunderts
auch die schweizerische Staatsangehö-
rigkeit besitzen, hatte sich seit 1940 zu
einem Paradebeispiel nationalsozialisti-
scher Machtmechanismen im damaligen
«Protektorat Böhmen und Mähren» ent-
wickelt. Die Schweizerische Gesandt-
schaft in Prag war davon direkt betrof-
fen, da sie seit 1928 auf der Prager Burg
im Palais Salm-Schwarzenberg residier-
te. Das Palais selbst wurde 1941 von den
tschechischen Protektoratsbehörden be-
schlagnahmt, wobei die diplomatische
Vertretung der Schweiz ihren Sitz behal-
ten konnte und nach der kommunisti-
schen Machtübernahme 1948 bis zum
Jahr 1983 auf der Prager Burg verblei-
ben sollte.

Auch Pavel Kohout, der in Ungnade
gefallene ehemalige tschechische Vor-
zeigeintellektuelle, hatte aufgrund sei-
nes Wohnortes im Palais Salm-Schwar-
zenberg engen Kontakt zur Schweizer
Botschaft. Die in seinem Roman «Wo
der Hund begraben liegt» geschilderte
Freundschaft zum damaligen Schweizer
Botschafter Walter Jaeggi half dem Dis-
sidenten und Mitunterzeichner der
Charta 77, die im Roman geschilderte
Geschichte überhaupt zu überleben. Das

Palais Salm-Schwarzenberg wurde un-
längst restauriert, als Auftraggeberin
zeichnete die Nationalgalerie in Prag
verantwortlich. Eine offizielle Stellung-
nahme der Schweiz zum laufenden Re-
stitutionsverfahren der Familie Pezold,
die wie gezeigt das Schweizer Bürger-
recht besitzt, steht aus.

Daniel C. Schmid, Zürich

Zufriedenheit
in Südbaden
Ich bin sehr empört über diese repräsen-
tative Befragung und über die plötz-
lichen Sympathiekundgebungen von
Südbadener Kreisen zum Flughafen Zü-
rich (NZZ 19. 9. 12). Wieso haben sich
diese gewichtigen Kreise – sich der ein-
deutig feststehenden Fluglärmmessun-
gen sicher bewusst – im Vorfeld der Ver-
handlungen zum Staatsvertrag nicht der-
art positiv gemeldet, um eine solche für
die Schweizer Seite katastrophale Lö-
sung zu verhindern?

Leider kann man die Bekanntgabe
des neuen Staatsvertrages durch Bun-
desrätin Leuthard nur so interpretieren:
Die Süddeutschen und der Flughafen
sind mit dem Resultat zufrieden, und die
Schweizer Betroffenen, mit nachweislich
viel höheren Lärmwerten belastet, sol-
len sich gegenseitig die Köpfe einschla-
gen. Es gibt nur eine Lösung: Die Vertre-
ter der Regionen müssen aus den Grä-
ben ausbrechen und aufeinander zu-
gehen, um die zukünftig völlig unge-
bremste und ungerecht belastende Ent-
wicklung zu stoppen.

Waltraud Borsodi, Egg

Absurde Forderungen
im Fluglärmstreit
Behördenorganisationen und Interessen-
gemeinschaften rund um den Flughafen
lassen also das «Bündnis für eine nach-
haltige Flughafenentwicklung» wieder-
aufleben (NZZ 15. 9. 12). Dieses Bünd-
nis verlangt, dass am Flughafen Zürich
keine Pisten verlängert werden. Das Zür-

cher Stimmvolk hat 2011 aber einen Aus-
baustopp mit einer Zweidrittelmehrheit
überdeutlich abgelehnt. Weiter verlangt
das Bündnis, dass alle Himmelsrichtun-
gen Teil der Lösung sein und Lasten
übernehmen sollen. Das Zürcher Stimm-
volk hat aber erst 2009 die Verteilungs-
Initiative gar mit einer Dreiviertelmehr-
heit abgelehnt. Zudem widerspricht die
vom Bündnis geforderte Lärmverteilung
geltendem Gesetz: Die Lärmschutzver-
ordnung hat zum Ziel, möglichst wenige
Menschen mit Lärm zu belasten – statt,
wie vom Bündnis absurderweise gefor-
dert, möglichst viele.

Bedenklich ist, dass diesem Bündnis
Behördenorganisationen angehören, die
von ihren Mitgliedergemeinden Steuer-
gelder erhalten. Hier wird also von Ge-
meindebehörden gegen den eindeutigen
Willen des Zürcher Stimmvolks gehan-
delt. Und das geltende, sinnvolle Gesetz
soll ausgehebelt werden, notabene mit
Steuergeldern!

Oliver Bertschinger, Regensdorf

Zürich und
sein junges Partyvolk
Ich hatte mit Patrick Pons von der Stadt
Zürich bereits im August einen kurzen
Schriftverkehr zu den Erfahrungen mit
der «Jugendbewilligung» für Partys im
Freien (NZZ 15. 9. 12). Er hat mir da-
mals höflich auf meine Lärmbeschwerde
geantwortet, im gleichen Sinne, wie es
PR-mässig im Artikel umschrieben wird:
Lärmklagen habe es gegeben, sie seien
jedoch im Rahmen geblieben. So weit, so
gut. Was mich zurzeit aber immer mehr
erstaunt, ist die sichtbare Konzeptlosig-
keit und zunehmende Unglaubwürdig-
keit dieser auf dem (vermeintlichen)
Öko-Trip reitenden rot-grünen Stadt-
regierung. Einerseits debattiert sie ernst-
haft über zu viele Parkplätze im neuen
Opera-Parkhaus und wie man sie nicht
benutzen sollte; andererseits toleriert
und fördert sie in diesen im Wald abge-
haltenen Technopartys endlosen Alko-
hol- und Drogenkonsum, Nichteinhal-
tung der Lärmverordnung und massivste
Störung der Tierwelt bis in die frühen
Morgenstunden. Quo vadis, Turicum?

Alexander Schweizer, Zürich

Gleichgerichtete
Geldpolitik
Auf die Ankündigung von Mario Draghi,
die Massnahmen des Europäischen Stabi-
litätsmechanismus auszuweiten, folgte
postwendend der Chef der US-Noten-
bank mit einer ähnlichen Massnahme,
heute bekannt als QE3. Die US-Zinsen
würden bis 2015 auf extrem tiefem
Niveau belassen, um dem Patienten Kon-
junktur wieder auf die Sprünge zu helfen.
Nun stimmt auch die Bank of Japan mit
zusätzlichen Mitteln in diesen Kanon ein.
Diese Politik wird in Japan schon seit Jah-
ren mit wenig Erfolg praktiziert. Trotz
kritischen Stimmen von prominenten
Fachleuten, so UBS-VR-Präsident Axel
Weber und Otmar Issing, ehemals Chef-
ökonom der EZB, halten die Verantwort-

lichen unbeirrt an ihrer Strategie fest. Die
Vergemeinschaftung der Schulden kann
allerdings das Problem nicht lösen und ist
zudem eine sehr einseitige Massnahme.
Schuldner werden auf Kosten der Sparer
bevorzugt, den Letzteren wird der echte
Marktzins verweigert. Damit erleiden
die Anleger einen Kaufkraftschwund auf
ihren festverzinslichen Anlagen, was der
Konjunktur nicht förderlich ist. Die ers-
ten Reaktionen an der Börse waren posi-
tiv, die Nachhaltigkeit dieser Entwick-
lung ist jedoch nicht gewährleistet. Wie
lange glaubt der Chef der US-Noten-
bank mit Zinssenkungen den Aktien-
markt stimulieren zu können? Die geld-
politischen Massnahmen sind leider nur
Symptombekämpfung, ohne fiskalpoliti-
sche Massnahmen ist das Verschul-
dungsproblem nicht zu lösen.

Beda Düggelin, Zürich


